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Erste Änderung der Satzung der 
Apothekerversorgung Berlin 

Vom 29. September 2008 
Telefon: 816002-43 

Die Vertreterversammlung der Apothekerversorgung Berlin hat am 29. September 2008 auf 
Grund des § 4b Abs. 5 Satz 6 des Berliner Kammergesetzes in der Fassung vom 
4. September 1978 (GVBl. S. 1937, 1980), zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 
15. Dezember 2007 (GVBl. S. 617), in Verbindung mit § 5 Abs. 6 Buchstabe a der Satzung 
der Apothekerversorgung Berlin vom 12. Juni 2008 (ABl. S. 1829) folgende Änderung der 
Satzung der Apothekerversorgung Berlin beschlossen: 

Artikel I 

Erste Änderung der Satzung der Apothekerversorgung Berlin  
vom 12. Juni 2008 (ABl. S. 1829) 

1. In § 4 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Präsidenten“ die Wörter „oder 
Präsidentinnen“ eingefügt. 

2. In § 6 Abs. 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Mitglieder“ die Wörter „, darunter der 
oder die Vorsitzende oder der oder die stellvertretende Vorsitzende,“ eingefügt. 

3. In § 7 Abs. 2 Satz 4 werden die Angabe „§ 4b Abs. 5“ durch die Angabe „§ 4b Abs. 5 
Satz 5“ und die Angabe „§ 28 Abs. 4“ durch die Angabe „§ 28 Abs. 4 Satz 7 und 8“ 
ersetzt. 

4. In § 7 Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „Übernahme durch den neu zu bestellenden 
Verwaltungsausschuss“ durch die Wörter „konstituierenden Sitzung des neu 
gewählten Verwaltungsausschusses“ ersetzt. 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe c wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.  

bb) Es wird folgender Buchstabe d angefügt: 
„d) Angehörige der Apothekerkammer Berlin oder der Landesapothekerkammer 
Brandenburg, die bereits in einer anderen berufsständischen Versorgungseinrichtung 
für Apotheker wegen einer dort ebenfalls bestehenden Kammermitgliedschaft 
Pflichtmitglied sind, solange dieser Tatbestand vorliegt, sie die Versorgungsabgaben 
aus der gesamten Berufstätigkeit zur erstzuständigen Versorgungseinrichtung 
entrichten und die Satzung dieser Versorgungseinrichtung eine entsprechende 
Befreiungsvorschrift beinhaltet.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Der Antrag auf Befreiung ist schriftlich und innerhalb von drei Monaten nach Beginn 
der Mitgliedschaft zu stellen.“ 

6. § 11 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Apothekerkammer“ die Wörter „Berlin oder der 

Landesapothekerkammer Brandenburg“ eingefügt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Der Antrag ist schriftlich und innerhalb von drei Monaten nach Beginn der 
Mitgliedschaft zu stellen.“ 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 3 werden die Wörter „ärztlichen Untersuchungsmaßnahmen“ durch die 

Wörter„ ärztlichen, psychologischen oder psychotherapeutischen 
Untersuchungsmaßnahmen und Begutachtungen“ ersetzt. 
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b) Absatz 4 wird durch folgende Absätze 4 und 5 ersetzt: 
„(4) Wer wegen Berufsunfähigkeit Leistungen beantragt oder bezieht, soll sich auf 
Verlangen der Versorgungseinrichtung einer Heilbehandlung unterziehen, wenn zu 
erwarten ist, dass sie eine Verbesserung des Gesundheitszustandes herbeiführen 
und den Eintritt einer Berufsunfähigkeit verhindern oder die Berufsfähigkeit 
wiederherstellen wird. 

(5) Kommt eine Person, die eine Leistung beantragt oder bezieht, ihren 
Mitwirkungspflichten nicht nach, kann die Versorgungseinrichtung die Leistung bis zur 
Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die 
Voraussetzungen der Leistungen nicht nachgewiesen sind, die Person auf die Folgen 
schriftlich hingewiesen worden und ihrer Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer 
gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist. Auf die Grenzen der Mitwirkung 
ist § 65 SGB I entsprechend anzuwenden.“ 

8. § 16 wird wie folgt gefasst: 
„§ 16 
Reguläre und vorgezogene Altersrente 

(1) Jedes Mitglied hat Anspruch auf lebenslange Altersrente, wenn es die 
Regelaltersgrenze erreicht hat. 

(2) Mitglieder, die vor dem 1. Januar 1950 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze 
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Mitglieder, die nach dem 31. Dezember 
1949 geboren sind, wird die Regelaltersgrenze wie folgt angehoben:  

Geburtsjahr Regelaltersgrenze 

1950 65 Jahre und 2 Monate 

1951 65 Jahre und 4 Monate 

1952 65 Jahre und 6 Monate 

1953 65 Jahre und 8 Monate 

1954 65 Jahre und 10 Monate 

1955 66 Jahre 

1956 66 Jahre und 2 Monate 

1957 66 Jahre und 4 Monate 

1958 66 Jahre und 6 Monate 

1959 66 Jahre und 8 Monate 

1960 66 Jahre und 10 Monate 

1961 und später 67 Jahre. 

Für Mitglieder, die vor dem 1. Januar 1955 geboren sind und vor dem 1. Januar 2009 
Altersteilzeit im Sinne der §§ 2 und 3 Abs. 1 Nr. 1 des Altersteilzeitgesetzes vom 
23. Juli 1996 (BGBl. I S. 1078), zuletzt geändert durch Artikel 26a des Gesetzes vom 
20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3150), in der jeweils geltenden Fassung vereinbart 
haben, bleibt die Regelaltersgrenze beim 65. Lebensjahr. 

(3) Der Anspruch auf Zahlung beginnt mit dem Ersten des Monats, der dem Erreichen 
der Regelaltersgrenze folgt. Die Altersrente wird in monatlichen Beträgen, die den 
zwölften Teil der Jahresrente darstellen, gezahlt. Der Anspruch endet mit dem Ende 
des Monats, in dem der Tod der oder des Bezugsberechtigten eingetreten ist. 

(4) Auf schriftlichen Antrag wird eine Altersrente vor Erreichen der Regelaltersgrenze in 
verminderter Höhe gewährt, frühestens jedoch sechzig Monate vor dem in Absatz 2 
festgelegten Erreichen der jeweiligen Regelaltersgrenze und mit dem Ersten des auf 
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den Antragseingang folgenden Monats. In diesem Fall erfolgt eine Minderung des auf 
die jeweilige Regelaltersgrenze hochgerechneten Altersrentenwertes um 
pauschalierte Abschläge in Höhe von 0,5 Prozent-Punkten für jeden Monat, um den 
der Rentenbeginn vorgezogen wird. 
Abweichend von Satz 2 gilt für beitragsfreie Rentenanwartschaften gemäß Absatz 7 
für jeden Monat, um den der Rentenbeginn vorgezogen wird, ein Abschlag von 0,35 
Prozent-Punkten. 

(5) Jedes Mitglied erwirbt durch seine Versorgungsabgabe für jedes Geschäftsjahr eine 
Steigerungszahl. Diese jährliche Steigerungszahl ist das Verhältnis aus der für das 
jeweilige Geschäftsjahr geleisteten Versorgungsabgabe geteilt durch die allgemeine 
Versorgungsabgabe gemäß § 31 Abs. 2 multipliziert mit dem sich aus den Absätzen 
9 bis 11 ergebenden jeweils einschlägigen Vielfachen. 

(6) Die Anwartschaft auf Altersrente errechnet sich für jeden Anspruchsberechtigten aus 
der Summe seiner erworbenen Steigerungszahlen. Für die Zeiten einer gegebenen-
falls vorausgegangenen Berufsunfähigkeit werden Steigerungszahlen angerechnet 
und zwar in jährlicher Höhe der bis zum Beginn der Berufsunfähigkeit jährlich durch-
schnittlich erworbenen Steigerungszahlen. Zusätzlich werden diejenigen Steigerungs-
zahlen hinzugerechnet, die das Mitglied erwerben würde, wenn es seine durch-
schnittlich erworbene Steigerungszahl bis zum Erreichen der für die Altersrente 
gültigen Regelaltersgrenze gemäß Absatz 2 weiter erhalten hätte (Hinzurechnungs-
zeit). Bei Geburt eines Kindes ab dem 1. Januar 1992 bleiben für die Hinzu-
rechnungszeit Zeiten des Mutterschutzes nach den gesetzlichen Vorschriften und 
Kinderbetreuungszeiten bis längstens zum Ablauf von 36 Monaten nach der Geburt 
eines Kindes bei der Errechnung des Durchschnitts der durch Entrichtung von 
Versorgungsabgaben erworbenen Steigerungszahlen außer Betracht, es sei denn, 
die während dieser Zeit geleisteten Versorgungsabgaben führen zu einer Erhöhung 
des Durchschnitts. Sind beide Elternteile Mitglied in der Versorgungseinrichtung, 
kann die Ausklammerung der Kinderbetreuungszeit für die Berechnung des 
Durchschnitts der Steigerungszahlen nur bei einem Elternteil erfolgen oder eine 
Aufteilung der Zeiträume durch übereinstimmende, unwiderrufliche Willenserklärung 
der Eltern vorgenommen werden. Bei der Ermittlung der durchschnittlich erworbenen 
Steigerungszahl werden bei Mitgliedern, deren Mitgliedschaft ab dem 1. Januar 1990 
begann, die Steigerungszahlen für die ersten zwei Jahre der Mitgliedschaft nicht 
berücksichtigt, sofern sich dadurch der Durchschnitt der verbleibenden 
Steigerungszahlen erhöht; ist das erste Jahr der Mitgliedschaft unterjährig 
eingefallen, wird es für die Zweijahresbestimmung als volles Jahr gerechnet. 

(7) Ist die Mitgliedschaft aus einem der in § 14 genannten Gründe entfallen und wurde 
sie nicht gemäß § 12 Abs. 1 oder 2 freiwillig fortgesetzt oder wurde die Mitgliedschaft 
gemäß § 12 Abs. 4 oder 5 beendet, wird die Anwartschaft auf Altersrente aufgrund 
der tatsächlich erworbenen Steigerungszahlen ohne Berücksichtigung der Hinzu-
rechnungszeit gemäß Absatz 6 Satz 3 bis 6 berechnet. 

(8) Die monatliche Altersrente ist das Produkt aus dem geltenden Rentenbemessungs-
betrag und der Gesamtsumme der Steigerungszahlen. 

(9) Für Mitglieder, deren Mitgliedschaft vor dem 1. Januar 2005 begann, wird für die 
Festlegung des vom Eintrittsalter des Mitgliedes abhängigen Vielfachen ein 
individueller Faktor ermittelt. Dieser errechnet sich aus der zum Stichtag des 
1. Januar 2005 gemäß Absatz 4 in der bis zum 31. Dezember 2005 geltenden 
Satzungsfassung ermittelten Anwartschaft dividiert durch diese Anwartschaft ohne 
Berücksichtigung des achtfachen oder satzungsgemäßen Wertes der durchschnittlich 
erworbenen Steigerungszahl gemäß § 16 Abs. 4 in der bis zum 31. Dezember 2005 
geltenden Fassung der Satzung der Apothekerversorgung Berlin vom 4. November 
1993. 
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(10) Für Mitglieder, deren Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung in dem Zeitraum 
vom 1. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2008 begann, ergibt sich das durch das 
Eintrittsalter des Mitgliedes bestimmte Vielfache aus der Anlage 1 zu dieser Satzung. 

(11) Für Mitglieder, deren Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung ab dem 1. Januar 
2009 beginnt, ergibt sich das durch das Eintrittsalter und das Geburtsjahr des 
Mitgliedes bestimmte Vielfache aus der Anlage 2 zu dieser Satzung. 

(12) Eintrittsalter im Sinne von Absatz 9 bis 11 ist die Differenz zwischen dem 
Kalenderjahr des Eintritts des Mitgliedes in die Versorgungseinrichtung und seinem 
Geburtsjahr. 

(13) Übersteigt der Rentenanspruch zum Zeitpunkt der Einweisung in die Altersrente nicht 
den Wert von 1 Prozent der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV, kann das 
Mitglied auf Antrag statt der Rentenzahlung eine Kapitalabfindung in Höhe des 
Zwölffachen des Jahresrentenwertes erhalten. Der Antrag ist innerhalb von einem 
Monat nach Eintritt der Anspruchsvoraussetzungen zu stellen. 

(14) Mitglieder, deren Mitgliedschaft vor dem 1. Juli 1991 begründet wurde, erhalten auf 
Antrag eine um 20 Prozent erhöhte Altersrente, wenn sie bei Einweisung in die 
Altersrente unverheiratet waren, keine Berufsunfähigkeitsrente von der Versorgungs-
einrichtung bezogen haben und nachweisen, dass sie keine sonst nach der Satzung 
berechtigten Hinterbliebenen einschließlich der Berechtigten des § 20 Abs. 2 zu 
versorgen hätten. Mit Inanspruchnahme der erhöhten Altersrente entfallen sämtliche 
gegebenenfalls später entstehenden Hinterbliebenenansprüche Dritter.“ 

9. § 17 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b werden hinter dem Wort „vorübergehend“ das 

Komma und die Wörter „sondern auf nicht absehbare Zeit“ gestrichen. 

b)  In Absatz 3 werden die Sätze 4 bis 7 aufgehoben. 

c) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
„(8) Vorbehaltlich der Übergangsregelung gemäß Absatz 9 beträgt die Höhe der 
Berufsunfähigkeitsrente bei Eintritt der Berufsunfähigkeit vor dem frühestmöglichen 
Zeitpunkt des Eintritts in die vorgezogene Altersrente gemäß § 16 Abs. 4 70 Prozent 
der zum Zeitpunkt des Eintritts der Berufsunfähigkeit gemäß § 16 Abs. 6 oder 7 
bestehenden Anwartschaft auf Altersrente. Für die Hinzurechnungszeit bleiben 
jedoch diejenigen Teile der Steigerungszahlen außer Betracht, die im Jahr des 
Beginns der Berufsunfähigkeitsrente und im davor liegenden Jahr durch freiwillige 
Mehrzahlungen erworben worden sind. Nach Erreichen des frühesten Zeitpunktes 
zum Eintritt in die vorgezogene Altersrente gemäß § 16 Abs. 4 entspricht die 
Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente der Höhe der vorgezogenen Altersrente 
zum entsprechenden Zeitpunkt.“ 

d) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 eingefügt: 
„(9) Für Mitglieder und Anwartschaftsberechtigte, deren Mitgliedschaft bis zum 
31. Dezember 2008 begann, errechnet sich die Berufsunfähigkeitsrente, indem von 
85 Prozent der gemäß § 16 Abs. 6 oder 7 errechneten Anwartschaft auf Altersrente 
für einen Übergangszeitraum von zehn Jahren ab dem 1. Januar 2009 0,125 Prozent-
Punkte pro Monat gekürzt werden. Nach Erreichen des frühesten Zeitpunktes zum 
Eintritt in die vorgezogene Altersrente gemäß § 16 Abs. 4 steigert sich die so 
ermittelte Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente monatlich um 0,25 Prozent-
Punkte. Ergibt sich nach § 16 Abs. 4 eine höhere vorgezogene Altersrente zum 
jeweiligen Zeitpunkt, entspricht die Anwartschaft auf Berufsunfähigkeitsrente der 
Höhe der vorgezogenen Altersrente. Dies gilt entsprechend für Mitglieder, für die 
Beiträge im Wege einer Beitragsüberleitung oder Nachversicherung an die 
Apothekerversorgung Berlin übertragen wurden und die dadurch einen 
Mitgliedschaftsbeginn vor dem 1. Januar 2009 aufweisen.“ 

e) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10 und wie folgt geändert: 
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aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 16 Abs. 9 Satz 1“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 7“ 
ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter „zur Vollendung des 65. Lebensjahres“ durch die 
Wörter „zum Erreichen der jeweiligen Regelaltersgrenze gemäß § 16 Abs. 2“ ersetzt. 

f) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11; in dessen Satz 2 wird die Angabe „9“ durch 
die Angabe „10“ ersetzt. 

g) Nach Absatz 11 wird folgender Absatz 12 angefügt: 
„(12) Bei Überschreiten der jeweiligen Regelaltersgrenze des § 16 Abs. 2 tritt an die 
Stelle der Berufsunfähigkeitsrente die Altersrente in gleicher Höhe.“ 

10. § 18 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter „der 

Apothekerversorgung Berlin“ eingefügt. 

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Die notwendigen Kosten der Rehabilitationsmaßnahmen sind gegenüber der 
Apothekerversorgung Berlin vom Antragsteller nach Grund und Höhe unter Beifügung 
von Belegen nachzuweisen oder vorauszuschätzen.“  

11. § 21 wird wie folgt gefasst: 

§ 21 
Versorgungsausgleich 

„(1) Nach dem Versorgungsausgleichsgesetz findet gemäß der Entscheidung des 
Familiengerichts eine interne oder eine externe Teilung der während der Ehezeit 
erworbenen Versorgungsanrechte statt. 

(2) Die interne Teilung nach den §§ 10 bis 13 des Versorgungsausgleichsgesetzes erfolgt, 
indem nach Rechtskraft der Entscheidung des Familiengerichts über den Versorgungs-
ausgleich die auf die Ehezeit entfallenden, in Steigerungszahlen umgerechneten 
maßgeblichen Versorgungsanrechte zu Lasten des ausgleichspflichtigen Ehegatten dem 
ausgleichsberechtigten Ehegatten als eigene Versorgungsanrechte zugeteilt werden. 
Diese Anrechte werden so behandelt, als ob sie in Zeiten begründet worden wären, für 
die der Versorgungsausgleich durchgeführt wird. Für die Bestimmung des Eintrittsalters 
ist der Beginn der Ehezeit nach § 1587 Abs. 2 BGB, frühestens jedoch der Zeitpunkt des 
Beginns der Mitgliedschaft des ausgleichspflichtigen Ehegatten maßgebend. 
Sind beide Ehegatten Mitglieder der Apothekerversorgung Berlin und sind die in der 
Versorgungseinrichtung vorhandenen Anrechte beider Ehegatten durch das 
Familiengericht intern geteilt, vollzieht die Apothekerversorgung Berlin den 
Versorgungsausgleich in Höhe des Wertunterschieds nach Verrechnung. Ist nur ein 
Ehegatte Mitglied, beschränkt sich der durch den Versorgungsausgleich begründete 
Anspruch des anderen Ehegatten auf die Altersrente gemäß § 16 und erstreckt sich 
nicht auf die sonstigen in § 15 Abs. 1 aufgeführten Leistungen. Zum Ausgleich dieser 
Beschränkung des Leistungsumfangs erhöht sich dessen Altersrentenanspruch nach 
versicherungsmathematischen Grundsätzen. 

(3) Die Apothekerversorgung Berlin kann mit dem ausgleichsberechtigten Ehegatten eine 
externe Teilung vereinbaren oder von diesem eine externe Teilung verlangen, wenn der 
Ausgleichswert am Ende der Ehezeit als Rentenbetrag höchstens 2 Prozent oder als 
Kapitalwert höchstens 240 Prozent der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV 
beträgt. Die durch das Familiengericht angeordnete externe Teilung richtet sich nach 
den §§ 14 bis 17 des Versorgungsausgleichsgesetzes. 

(4) Im Falle des Absatzes 3 werden bei einer Überleitung von Versorgungsbeiträgen des 
ausgleichspflichtigen Ehegatten nach § 26 die in der Ehezeit eingezahlten Versorgungs-
beiträge um den Prozentsatz gemindert, der dem Verhältnis des übertragenen Monats-
betrages zu dem in der Ehezeit erworbenen gesamten monatlichen Versorgungsanrecht 
des ausgleichspflichtigen Ehegatten entspricht. Sobald der Apothekerversorgung Berlin 
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das Auskunftsersuchen des Familiengerichts zugegangen ist, ruht der Anspruch auf 
Überleitung, bis über den Versorgungsausgleich rechtskräftig entschieden ist. 

(5) Entscheidet das Familiengericht über den Versorgungsausgleich noch nach dem Gesetz 
zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich, gilt für solche rechtskräftigen 
Entscheidungen des Familiengerichts § 21 dieser Satzung in der bis zum 31. Dezember 
2008 geltenden Fassung. 

(6) Durch einen Versorgungsausgleich gekürzte Versorgungsanwartschaften können durch 
die Zahlung von Beträgen in einer Summe oder die Aufnahme der Zahlung von erhöhten 
laufenden Versorgungsabgaben wieder ergänzt werden. Diese Zahlungen dürfen 
zusammen mit den für das laufende Jahr entrichteten Versorgungsabgaben das Zwölf-
fache der Beiträge, die sich bei einer Beitragsbemessungsgrundlage in Höhe der 
doppelten monatlichen Bemessungsgrenze in der Deutschen Rentenversicherung 
ergeben würden, nicht überschreiten.“ 

12. § 23 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 werden die Wörter „vom Hundert“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
„(2) Bezog das verstorbene Mitglied bei seinem Ableben keine Rente, beträgt die 
Witwen- oder Witwerrente 51 Prozent der bei seinem Ableben bestehenden 
Anwartschaft auf Altersrente gemäß § 16 Abs. 6 oder 7.“ 

c) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 eingefügt: 
„(3) Die Waisenrente beträgt bei Halbwaisen 10 Prozent und bei Vollwaisen 20 
Prozent der Rente, die das verstorbene Mitglied bei seinem Ableben bezog. 

(4) Bezog das verstorbene Mitglied bei seinem Ableben keine Rente, beträgt die 
Halbwaisenrente 8,5 Prozent und die Vollwaisenrente 17 Prozent der bei seinem 
Ableben bestehenden Anwartschaft auf Altersrente gemäß § 16 Abs. 6 oder 7.“ 

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 5 und 6.  

13. In § 28 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „bzw.“ durch das Wort „oder“ ersetzt. 

14. In § 29 Abs. 1 Satz 1 wird jeweils die Bezeichnung „%“ durch das Wort „Prozent“ 
ersetzt. 

15. In § 30 Abs. 1 Satz 2 wird die Bezeichnung „%“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt. 

16. § 31 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 und 3 werden jeweils die Wörter „gesetzlichen Rentenversicherung für 

Angestellte“ durch die Wörter „Deutschen Rentenversicherung“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Mitglieder, die Einkünfte aus mehreren pharmazeutischen Tätigkeiten erzielen, 
haben jeweils hieraus Versorgungsabgaben zu entrichten, höchstens jedoch bis zur 
allgemeinen Versorgungsabgabe der Absätze 2 oder 3.“ 

17. In § 33 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „bzw.“ durch das Wort „oder“ ersetzt. 

18. In § 34 Abs. 2 wird das Wort „bzw.“ durch die Wörter „oder diesen“ ersetzt. 

19. In § 35 wird die Bezeichnung „%“ durch das Wort „Prozent“ ersetzt. 

20. In § 36 Abs. 2 Satz 2 wird jeweils die Angabe „v. H.“ durch das Wort „Prozent“ 
ersetzt. 

Artikel II 

Inkrafttreten 

§ 21 tritt am Tag des Inkrafttretens des Versorgungsausgleichsgesetzes in Kraft. Im Übrigen 
tritt die Erste Änderung der Satzung der Apothekerversorgung Berlin am 1. Januar 2009 in 
Kraft.  
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Nach § 4b Abs. 5 Satz 6 in Verbindung mit § 14 Abs. 1 und § 4b Abs. 15 des Berliner 
Kammergesetzes in der Fassung vom 4. September 1978 (GVBl. S. 1937, 1980), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 2007 (GVBl. S. 617), im Einvernehmen mit 
der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technologie und Frauen genehmigt.  
 
Berlin, den 12. Dezember 2008 

Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt  
und Verbraucherschutz 
Im Auftrag 
 
Dr. Moritz 
 
 
 
 
 
Ausgefertigt: 
 
Berlin, den 15. Dezember 2008 
 
Dr. Manfred Zindler   Bernd Godglück 
Vorsitzender des   stellvertr. Vorsitzender des 
Verwaltungsausschusses  Verwaltungsausschusses 
 
 
 


